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Gesetz

Leitsätze

BGB § 242 Ruhegdaalt, §§ I33. 157, 242,
HVO § 185 Abs 3, §§ 1246, 1247, BAT § 46, 
Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeit­
nehmer kommunaler Verwaltungen und Betriebe 
(VersTV-G) vom 6 Marz 1967 § 5 Abs, 2,
§ 59, Satzung der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Lander § 62, Richtlinien der 
Duisburger Verkehrsgesellschaft AG für die 
betriebliche Altersversorgung, gültig ab 
1 Januar 1957, §§ 5, 6, 22

Die Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 
erstrebt den gleichzeitigen Beginn des Rechts 
auf Erwerbsunfähigkeitsrente und Zusatzver­
sorgungsrente Das gleiche gilt im Zweifel 
von einer Ruhelohnordnung, die den öffentli­
chen Dienstherrn von der Verpflichtung be­
freit, seine Arbeitnehmer bei einer selbstän­
digen Versorgungseinrichtung zusätzlich zu 
versichern

Aktenzexchen 3 AZR 459/69 
Urteil des BAG vom 4 Dezember 197^ LAG Düsseldorf
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3-ASB. 359/sa
6 Sa 56/69 Düsseldorf
Verkündet am 
4 Dezember 1970
gez Braqdt,
Angestellte
als Ur kundsbeamt er
der Geschäftsstelle

tn  I h m  ito

In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 4 Dezember 1970 durch den Senats 
Präsidenten Professor Dr Stumpf, die Bundesrichter 
Dr Groninger und Siara sowie die Bundesarbeitsrichter 
Dr Vagner und Pape für Recht erkannt

1 Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 50 Juni 1969 
- 6 Sa 56/69 - aufgehoben

2 Auf die Berufung des Klagers wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Duisburg vom 9 Januar 1969 - 1 (5)
Ga 1406/68 - abgeandert
Die Beklagte wird verurteilt, an den Klager 1 676,04 DM 
(in Worten Eintausendsechshundertsechsundsiebzig 
4/100 Deutsche Mark) zu zahlen nebst 4 % Zinsen 
seit dem 22 Marz 1968

5 Die Beklagte tragt die Kosten des Rechtsstreits

V o n R e c h t s w e g e n - 2 -
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Tatbestand
1. Der Klager war über 30 Jahre als Angestellter bei der be­
klagten Verkehrsgesellschaft beschäftigt Seit dem 18.April 196? 
war er arbeitsunfähig krank Bis sum 16 Oktober 196? zahlte 
die Beklagte ihm Gehalt Vom 17 Oktober 1967 bis zum 31 Januar 
1968 bezog er Krankengeld Mit Bescheid vom 29 Januar 1968 
wurde ihm rückwirkend ab 1 September 1967 aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung Erwerbsunfähigkeitsrente bewilligt Das bis 
zum 31 Januar 1968 gezahlte Krankengeld wurde in Hohe des Ren­
tenanspruchs mit der für diese Zeit bewilligten Rente verrech­
net, wahrend ihm das darüber hinausgehende Krankengeld in Hohe 
von 1,89 DM pro Tag verblieb

Seit dem 1 Februar 1968 zahlt die Beklagte dem Klager auf 
Grund der seit dem 1 Januar 1957 geltenden "Richtlinien der 
D Verkehrsgesellschaft AG für die betriebliche Alters­
versorgung" ein Invalidenruhegeld

Der Klager meint, nach diesen Richtlinien stehe ihm das 
Invalidenruhegeld bereits für die Zeit seit dem 17 Oktober 1967 
zu Er klagt deshalb auf Zahlung des nach seiner Ansicht rück­
ständigen Betrages in Hohe von 1 676,04 DM nebst Zinsen
2 Die genannten Richtlinien befreien die Beklagte von der 
für den öffentlichen Dienst kraft Tarifrechts geltenden Pflicnt, 
ihre Angestellten bei einer Zusatzversorgungseinrichtung zu 
versichern (vgl § 46 BAT, § 5 Abs 2 des Tarifvertrages über 
die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler VerwaltungBn und Be­
triebe [VersTV-C) vom 6 Marz 1967) Die Richtlinien regeln m  
Abschnitt I (§1) den Geltungsbereich, m  Abschnitt II (§§ 2-4) 
"die Voraussetzungen für die Gewährung von Versorgungsleistun- 
gen" (allgemeine Voraussetzungen, anrechnungsfähige Dienstzeit, 
Zuschüsse) In Abschnitt III (§§ 5 - 9) über die Arten der Ver­
sorgungsleistungen' heißt es wörtlich wie folgt

'§ 5(1) Versorgungsleitungen werden m  folgenden Formen 
gewahrt
a) Invalidenruhegeld bei Berufsunfahigkeit oder 

Erwerbsunfähigkeit (§ 6),
b) - d)
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(2) Auf diese Versorgungsleitungen bestellt ein Rechts­
anspruch

§ 6Invalidenruhegeld
(1) Invalidenruhegeld erhalt der Versorgungsberechtigte, 

der berufs- oder erwerbsunfähig ist
(2) Die Voraussetzungen für das Vorliegen der Berufsun- 

fahigkeit und der Erwerbsunfähigkeit bestimmen sich 
nach § 1246 Abs 2 und § 1247 Abs. 2 RVO (vgl Anlage)

(3)
§ § 7 - 9  verhalten sich über Altersruhegeld, Witwen- und Wai- 
sengeld In Abschnitt IV (§§ 10 - 21) ist "die Hohe der Ver­
sorgungsleitungen" geregelt Abschnitt V (§§ 22 - 28) ent­
halt Allgemeine Bestimmungen" § 22 Abs 1 lautet wörtlich
wie folgt

'S 22Beginn, Ende und Auszahlung der Versorungsleistungen
(1) Der Anspruch auf Zahlung des Invalidenruhegeldes (§6) 

und des Altersruhegeldes (§ 7) entsteht mit dem Ab­
lauf des Zeitraumes, für den die Lohn- oder Gehalts­
zahlung aus dem ArbeiteVerhältnis oder die Gewährung 
von Kranken- oder Hausgeld eingestellt wird, § 6 
Abs 3 bleibt unberührt Der Anspruch auf Zahlung 
von Vitwen-odcr Waisengeld (§§ 8 und 9) entsteht mit 
dem Ablauf des Tages, bis zu welchem dem Verstorbe­
nen Lohn, Gehalt, ein Invalidenruhegeld, Kranken- 
bzw Hausgeld oder ein Altersruhegeld zu gewahren

3 Die Parteien streiten ausschließlich darum, ob es für den 
Beginn des Versorgungsanspruchs auf den Tag ankommt^ an dem 
die Krankengeldzahlung tatsächlich eingestellt wurde, oder ob 
der Tag maßgeblich ist, von dem an die Erwerbsunfähigkeits­
rente bewilligt wurde Der Klager meint, das Invaliddnruhe- 
geld stehe ihm nach § 22 Abs 1 der Richtlinien ab dem 17 Ok­
tober 1967 deshalb zu, weil er seit dieser Zeit so behandelt 
werden müsse, als habe er ab dem 17 Oktober 196? kein Kran­
kengeld erhalten Diese Annahme gelte deshalb, weil wegen der 
Bewilligung der Erwerbsunfähigkeitsrente ab dem 1 Oktober 
1967 das für die Zeit vom 17 Oktober 1967 bis 31 Januar 1968 
gezahlte Krankengeld mit der Rente nach § 183 Abs 3 Satz 2 
RVO verrechnet worden sei Daß ihm trotz dieser Verrechnung
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noch, gemäß § 183 Abs 3 Satz 3 HVO ein täglicher Restbetrag von 
1,89 DM belassen worden sei, stehe seinem Recht auf das Invali- 
denruhegeld nicht entgegen § 183 Abs 3 HVO lautet

"(3) Der Anspruch auf Krankengeld endet mit dem Tage, von dem an Rente wegen Erwerbsunfähigkeit oder Alters- 
ruhegeld von einem Träger der Renteversicherung zuge- 
billigt wird Ist über diesen Zeitpunkt hinaus Kran­
kengeld gezahlt worden, so geht der Anspruch auf 
Rente bis zur Hohe des gezahlten Krankengeldes auf 
die Kasse über übersteigt das Krankengeld die Rente, 
so kann die Kasse den ub^erschießenden Betrag vom 
Versicherten nicht zuruckfordern "

Die Beklagte hat sich demgegenüber auf den Standpunkt ge­
stellt, nach § 22 Abs 1 der Richtlinien komme es für das Ent­
stehen des Anspruchs auf Invalidenruhegeld lediglich darauf an, 
wie lange der Klager tatsächlich Krankengeld bezogen habe Die 
am 29 Januar 1968 geschehene Bewilligung der Erwerbsunfähig­
keitsrente mit Rückwirkung auf den 1 Oktober 1967 lasse unbe­
rührt , daß der Klager tatsächlich bis zum 31 Januar 1968 Kran­
kengeld bezogen habe Deshalb habe er Invalidenruhegeld erst 
ab 1 Februar 1968 zu beanspruchen
4 Die beiden Vormstanzen haben gegen den Klager entschie­
den Mit der Revision verfolgt er seine Klageforderung weiter

Entscheidunpsgründe
1 Das Landesarbeitsgericht hat ausgefuhrt, bereits nach dem 
Wortlaut, des § 22 Abs 1 der Richtlinien könne der Klager Inva- 
1idenruhegeld erst ab dem 1 Februar 1968 und nicht schon ab 
dem 17 Oktober 1967 verlangen Das Vorliegen von Erwerbsunfä­
higkeit allein bringe den Anspruch auf Invalidenruhegeld nocn 
nicht zum Entstehen Vielmehr fordere § 22 Abs  ̂ der Ricntli- 
nien "als Auslosungsmoment für die Entstehung des Invaliden- 
ruhegeldanspruches auch die Einstellung der Gewährung von Kran­
kengeld" Daß die Rente des Klagers nachträglich mit seinem 
Krankengeld - bis auf den täglichen Spitzenbetrag von 1,89 DM - 
verrechnet worden sei, lasse unberührt, daß der X]ager tat­
sächlich bis zum 31 Januar 1968 Krankengeld erhalten aaoe
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Diese Auslegung des Wortlautes des § 22 Abs 1 der Sicht- 
limen durch das Lande sarbeits gen cht über zeugt nicht

Als dem Klager am 29 Januar I960 mit Ruckwirkung auf den 
1. Oktober 1967 Erwerbsunfähigkeitsrente bewilligt wurde, batte 
das nicht nur zur Folge, daß ab diesem Zeitpunkt die Gewährung 
von Krankengeld 'eingestellt" wurde Von einem Einsteilen von 
Zahlungen und sonstigen Leistungen spricht man, wenn Zahlungen 
oder sonstige Leistungen "aufhoren", "nicht mehr fortgesetzt 
werden", wobei das bisher Gezahlte dem Empfänger belassen 
bleibt Die Bewilligung der Erwerbsunfähigkeitsrente am 29 
Januar I960 führte aber nicht nur dazu, daß die Krankenkasse 
die Zahlung von Krankengeld "einstellte", also mit den bisheri­
gen Krankengeldzahlungen aufhorte und das bis dahin Gezahlte 
dem Klager beließ, vielmehr bewirkte die Legalzession des 
§ 183 AbSo 3 Satz 2 RVO - wenn man von dem täglichen Spitzen­
betrag von 1,89 DM absieht ~, daß die Krankenkasse sich das 
bisher Gezahlte vom Klager erstatten ließ Zu sagen, das habe 
sie nicht auf Kosten des Klagers, sondern auf Kosten des Ren- 
tenversicherungstragers getan, ist unrichtig Die Legalzession 
des § 183 Abs 3 Satz 2 und Satz 3 RVO hat keine andere Auf­
gabe als die, der Krankenkasse das von ihr gewahrte Kranken­
geld in der vom Gesetz beschriebenen Hohe dann zu erstatten, 
wenn der Rentner für die betreffende Zeit nachträglich Erwerbs­
unfähigkeitsrente erhalt, diese Erstattung geht zu Lasten des 
Rentners und nicht zu Lasten des Rentensfersicherungsträgers  ̂
Denn der Umfang der Zahlungspflicht des Rentenversicherungs­
tragers ändert sich dadurch nicht, daß er einen Teil der dem 
Rentner zustehenden Rente wegen der Legalzession des § 183 
Abs 3 Satz 2 RVO nicht an den Rentner, sondern an die Kran­
kenkasse zahlt, damit wird lediglich ein Teil der dem Rentner 
nach dem Gesetz gegen den Rentenversicherungstrager zustehen­
den Rente verrechnet
2 Laßt die Auslegung des Wortlautes des § 22 Abs 1 der 
Richtlinien jedenfalls eine von der Ansicht des LandesarDeits- 
genchts abweichende und mit der Ansicht des Klägers überein­
stimmende Annahme zu, so ist darauf abzustellen, was verstän­
dige und redliche Parteien eines Arbeitsverhaltnisses als Sinn
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jnd Zweck des § 22 Abs 1 der Richtlinien annehmen dürfen oder 
gegen sich gelten lassen müssen
a) Das Landesarbeitsgericht hat hierzu ausgefuhrt, die von 
ihm angenommene Auslegung des Verblautes des § 22 Abs 1 sei 
auch sinnvoll und zweckgerecht und daher als erkennbar gewollt 
anzunehmen Dabei werde nicht verkannt - so hat das Landesar­
beitsgericht weiter sinngemäß ausgefuhrt daß das vom Klager 
angestrebte Auslegungsergebnis objektiv gesehen angemessener 
ware Denn daß der Klager sein Invalidenruhegeld erst ab 1 Fe- 
bruar 1968 und nicht bereits ab dem 17 Oktober 1967 erhalte, 
beruhe letzten Endes auf der - von ihm nicht beeinflußbaren - 
verzögerten Feststellung seiner schon am 1 Oktober 1967 tat­
sächlich gegebenen Erwerbsunfähigkeit durch den Reqtenversi- 
cherungsträger

Diese zuletzt angestellten Überlegungen des Landesarbeits­
gerichts machen deutlich, daß auch die vom Landesarbeitsgericht 
vorgenommene Sinninterpretation nicht zutrifft. Im einzelnen 
gilt folgendes
b) Erfolgt die rückwirkende Feststellung der Erwerbsunfähig“ 
keit eines Arbeitnehmers m  einer Zeit, m  der der Arbeitnehmer 
noch Gehaltsfortzahlungen wegen Krankheit bezieht, dann schlie­
ßen sich die vollen Ruhestandsbezuge (Erwerbsunfähigkeitsrente 
zuzüglich Invalidenruhegeld) nahtlos an die Zahlung des Arbeits­
entgelts an und ist der Gleichlauf zwischen Erwerbsunfahigjkeits- 
rente und ZusatzVersorgung insoweit gesichert Ein Konfliktsfall 
und eine Storung des gekennzeichneten Gleichlaufs ergeben sich 
dagegen dann, wenn der Arbeitnehmer nach dem. Auslaufen der Lohn­
oder Gehaltszahlung allein auf die Leistungen der Krankenkasse 
angewiesen bleibt und aus dem Krankenstand m  den Rentner St and 
uberwechselt Trifft der Rentenbescheid erst spat ein, kann sich 
nach der von den Vorinstanzen gebilligten Auffassung der Beklag­
ten eine erhebliche Zeitspanne ergeben, wahrend der der renten­
berechtigte Arbeitnehmer praktisch nur das Kranken- und Hausgeld 
erhalt Die gesetzliche Rente wird mit dem Krankengeld verrecn- 
net, das betriebliche Ruhegeld setzt noch nicht ein

Die praktischen Auswirkungen zeigen sich im Fall des Kla­
gers Für die fünf Monate vom 1 September 196? bis zum 31 Ja­
nuar 1968 ergibt sich ein Betrag von immerhin 1 676,—  DM Es
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- 7 - 13?
kommt hinzu, daß nach § 3 der Richtlinien sowohl für die War­
tezeit wie für die Hohe der Versorgungsleitungen nur solche 
Dienstzeiten angerechnet werden, für die der Versorgungsberech­
tigte Zuschüsse nach § 4 der Richtlinien geleistet hat Der 
Zuschuß wird aber vom Arbeitsverdienst geleistet, und zwar 
nach § 4 Abs 2 "solange den Versorgungsberechtigten lohn 
bzw Gehalt oder gesetzliche oder tarifliche Krankenbezuge/ 
Krankenbeihilfe gezahlt'werden" Zeiten, m  denen der Arbeit­
nehmer nur Krankengeld bezieht, bringen ihm folglich für seine 
Versorgung nichts ein

Wenn man bedenkt, daß es oft vom Zufall abhangt, jeden­
falls aber vom Arbeitnehmer kaum beeinflußt werden kann, wann 
der Rentenbescheid eintrifft, und daß manche Arbeitnehmer ruck- 
i^irkende Rentenbescheide oftmals m  zeitraubenden Verfahren 
durchsetzen müssen, erscheint es wenig sinnvoll und wenig 
zweckmäßig und ist es im Grunde ungerecht, in den Pallen des 
§ 183 Abs 3 Satz 2 RVO die Zeiten von der Ruhegeldberechti­
gung nach den Richtlinien der Beklagten auszuschließen, für 
die rückwirkend Erwerbsunfähigkeitsrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung bewilligt wird
c) Dafür, daß die vom Landesarheitsgericht vorgenommene Aus­
legung dem Sinn und Zweck der Richtlinien gerade nicht ent­
spricht und daß die vom Klager angestrebte Auslegung den Sinn 
und Zweck der Richtlinien besser trifft, spricht folgendes 
Bei der Zusatzversorgung durch die Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Lander (VBL) wird bei Erwerbsunfähigkeit des 
Arbeitnehmers die Versorgungsrente mit Beginn der Erwerbsun­
fähigkeitsrente gewahrt, frühestens mit dem Ersten des Monats, 
der auf den Monat folgt, für den letztmals laufendes Arbeits­
entgelt, Krankenbezuge und sonstige Bezüge aus dem Arbeitsver- 
haltnis bezahlt werden (§ 62 Abs 1 Buchst a lit aa der Sat­
zung der VBL) Der Bezug von Krankengeld hindert den Gleich­
lauf zwischen Erwerbsunfähigkeitsrente und Zusatzversorgungs- 
rente nicht Bei der Zusatzversorgung für die Arbeitnehmer der 
kommunalen Verwaltungen und Betriebe nach dem Vers!TV»G vom 
6 Marz 1967 gilt die gleiche Regelung wie m  § 62 Abs 1 
Buchst a lit aa der Satzung der VBL (vgl § 39 Abs 1 Buchst
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a lit aa VersTV-G) Zieht man in Betracht, daß die "Richtlini­
en" der Beklagten gemäß § 5 Abs 2 lit b VersTV-G die BeKLagte 
'■on der Pflicht entbinden, ihre Arbeitnehmer bei einer beson­
deren Zusatzversorgungseinrichtung zu versichern, so spricht 
das System der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes ins­
gesamt dafür, daß von der Versicherung bei einer Zusatzversor­
gungseinrichtung befreiende Ruhelohnordnungen m  einer solch 
vichtigen Präge, wie der des Gleichlaufs zwischen Erwerbsunfä­
higkeitsrente und Zusatzversorgung, wie sie im vorliegenden 
Pall streitig ist, nicht divergieren, sondern ubereinstimmen 
wollen, wobei naturgemäß die Satzung der VBL und der VersTV-G 
die Vorbilder für das abgeben, was im Zweifel bei Ruhelohnord­
nungen gilt, die, wie vorliegend, anstelle einer besonderen 
Versorgungseinrichtung die Zusatzversorgung ersatzweise über­
nehmen
3 Der Annahme, daß Wortlaut und Sinn des Versorgungswerks 
für einen Gleichlauf zwischen Erwerbsunfähigkeitsrente und 
Invalidenruhegeld sprechen, steht auch nicht die Überlegung 
entgegen, daß im allgemeinen der Anspruch auf betneblicae 
Rente erst nach Beendigung des Arberfcsverhaltnisses einsetzt 
Das Arbeitsverhaltms des Klagers endete gemäß § 59 Abs 1 BAT 
mit Ablauf des Monats, m  dem dem Klager der Bescheid über 
seine Erwerbsunfähigkeit zugestellt wurde, somit, wie aucn die 
Vorinstanzen angenommen haben, zum 31 Januar 1968 Pur die 
Palle, daß ein Bescheid die Erwerbsunfähigkeit für einen zu­
rückliegenden Zeitpunkt feststellt, gilt nichts anderes Da 
aber nach dem zu 2 c dieser Entscheidungsgrunde Ausgefunrten 
die Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst ausweislich § 62 
Abs 1 Buchst a lit aa der Satzung der VBL und nacn § 39 
Abs 1 Buchst a lit aa VersTV-G im Gleichlauf mit der Zan- 
lung der Erwerbsunfähigkeitsrente beginnt, erweist sich, daß 
es im öffentlichen Dienst durchaus Falle gibt, in denen die 
ZusatzVersorgung schon vor der Beendigung des Arbeitsveinalt- 
nisses einsetzt Die Praxis hat das sogar bewußt angestrebt, 
um möglichst konfliktlose Übergänge aus dem aktiven Aroeits- 
verhaltnis m  den Versorgungsstand zu ermoglicnen
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